
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1924

18.12.1924 (No. 296)



A296 Donnerstag, den ttt. Dezember 192^ l67. Jahrgang

Enxdilion !
Karlsricdrich -
Straß «« ». 14

Fkrn!p» S>«r :
Sit SSI
uns »34

P»Vslbelkko »t»
Karlsrich«
« r. SstS Badischer Staatsanzeiger

KarlsruherZeitung
Berautwoctltch

für txn
redaktioncllci »

M
» tmt> bett

StaaWaiijeij « :
Chefredskteur
C. Amen ».
Karlsruh«

Bezugspreis : In jtari »ruh« uud aiitwiirtS >rci üi« Haus g»lies»rt monatlich 2,60 Goldmark — Einzelnummer 10 Gotdpfenntz, Samttags 15 Goldpfinni ^. " tl » j « iz «nzebühr 1» ^K» ldpf«n»iz für 1 mm Höh« und ein
Si «b«utU Kreit«. Briefe nrit Velder frei Bei Mederhelnngen tariffestcr Rab«tt . der als «»nenraban gilt und v«n « ig«rt «»«rden kann, wen« « cht bin»«» »i-r W»cheu nach Lmpjauz der Rechnung Zahlung «rf»lgt. Amtliche
» « »«igen !ind direkt «» di« Gescha >t»steÄ d«r « arlsruhkr Zeitung, vadisch «r e >a»t«ant «iger , liarisriedrichstraß« 14, , u sende» und w«rre » tll B«r«inkarunz mit dem Ministerium de« Innern berechnet. Beiiklageerhebttnz, »Wangs-
»« tser Beitrei>?ui>g und » ouwrsverfadreu ialit der Rabatt fort. Erfüll », .gsort Sarisruhe . — Im Fall« von höherer Gewalt Streif Sperr «, » ussverrung, Maschinendruch , vctriebSitSrung im eigenen Betrieb oder in
denen unserer Lieferanten, hat der Inserent keine Auspriiche , falls di« Zeitung verspäte !, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint . w 5 #» telephenische Abbestellung ##n Anzeigen wird keine Gewähr iibern»mm«».
Unveetmi .'.' e Dr -xklachev und Wanuskripte werden nicht zurückgegeben «nd e« wir» keinerici Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung üternommen . Adbesteilweg der Zeitung kam, mir je bis 85. auf Ronatsjchlu » ersetze».

# Stresemann lehnt ab
Als gestern Abend in Berlin die letzten Schleier fielen ,

zeigte sich, daß das enthüllte Bild genan der Schilderung
entsprach, die wir gestern an dieser Stelle entworfen ha-
ben. Die Reichstagsfraktion des Zentrums hat »vor -

wiegend ans autzenpolitiscKn Gründen " die Beteiligung
an einer Rechtskoalition verworfen und erklärt , sie „werde
sich nur an emer Regierung beteiligen , welche die -̂ Ge¬
währ für die unveränderte Fortführung der bisherigen
Politik der , Mitte bietet " . Gleichzeitig

^
hat die Fraktion

betont , sie halte grundsätzlich an dem streben nach Bil¬
dung einer Regierung der Volksgemeinschaft , d. h. also
einer Regierung von den Sozialdemokraten bis zu den
Deutschnationalen , fest. ^

Darauf hat die Deutsche Bolkspartei eine Resolution
gefaßt , in welcher gesagt wird , daß die einzige Lösung
nur in der Bildung einer tragfäbigen bürgerlichen Mehr -
heitsregieruug zu erblicken sei. Dr . Stresemann l>at dem¬
gemäß den Reichspräsidenten gebeten , von seiver (Stre -

semanns ) Person bei der Bildung eines neuen Kabinetts
abzugehen.

Wie es heißt , hat bei dem Entschluß des Zentrums
neben ^nanchen anderen wichtigen Argumenten anch die
Tatsache mitgesprochen, daß die Deutschdemokratcu , die
doch auch eine „ bürgerliche" Partei sind, nicht zu bewe-

gen waren , sich an einer Rechtskoalition bezw . an der Er -
richtnng eines sogenannten Bürgerblocks zu beteiligen .
Und hier liegt denn auch der zweite Fehler in der Rech-

nnng .Stresemailns als Parteiführer . Ja , wenn es der
Deutschen Volkspartei im Wahlkampf gelungen wäre ,
die Deutschdemokraten so zu schlagen, daß sie als mittel -
starke Fraktion überhaupt keine Rolle mehr spielen
könnte , dann lväre die Lage wohl auch sür das Zentrum
eine etwas andere gewesen : es hätte auf das Tun und
Lassen der Deutschdeiyokraten nicht dieselbe Rücksicht zu
nehmen brauchen. Aber das ist gerade das Charakteri -
stikum der Reichstagswahl vom 7 . Dezember , daß sie den
schwarz -rot °goldenen Parteien eine bedeutende Verstär¬
kung und zumal den totgesagten Deutschdemokraten
einen Stimmzuwachs von in sich 10 Proz . brachte.

Was soll 'uun geschehe «? Das Zentrum empfiehlt von
neuem ein Kabinett der Volksgemeinschaft . Im Augeu -
blick sind die Parteien , imd zwar in erster Linie Deutsch-
nationale und Deutsche Volkspartei , für eine solche Idee
sicherlich noch nicht reis . Aber der Zwang der Verhalt -

nisse kann ja Entwicklungen zeitigen , die der Bildung
einer solchen Volksgemeinschaft günstig si« d . Als prak-
tische Möglichkeiten . bleiben wohl nur die Wieder -
Herstellung der bisherige « Koalition und die alte
Weimarer Koalition (Zentrum , Demokraten , So -

zialdemokraren) übrig . Letztere verfügt bekanntlich über
232 unter 493 Mandate . Schon allein die Mitarbeit der
Wirtschaftspartei oder der Bayerischen Volkspartei würde
genügen , um ihr die Mehrheit zu verschaffen . Man darf
im übrigen nicht vergessen, daß die Koalition , auf die
sich in sorgenvollster Zeit der Reichskanzler Dr . Marx
mit seinem Kabinett stützte , nur eine Minderheitskoall -
tion gewesen ist.

Es ' ist zudem nicht anzunehmen , daß die Deutsche Volks -
Partei lange außerhalb eines deutschen Kabinetts blei -
be « wird . Der Gedanke, nicht in der Regierung zu sitzen ,
ist. lvie die Kenner der Deutschen Volkspartei behaupten ,
für deren Führer eigentlich unvorstellbar . Und wenn es
nicht anders geht , wird auch Stresemann wieder mit sich
reden lassen.

" Schließlich ist der Ausgang der Wahl und
das bisherige Verhalten der Deutschen Bolkspartei gewiß
nicht danach angetan , ihr ein machtvolles Auftrumpfen zu
gestatten . Das könnte die Partei sich »vohl erst dann wie -
der leisten , wenn sie sich von der Herrschast der Deutsch-
nationalen losgelöst hat.

Auch in Preuße « will die Deutsche Bolkspartei be-
kannttich so schnell wie möglich ans der großen Koalition
heraus . Und die Deutschnationalen haben inzwischen Kar
erkennen lassen, daß es ihnen vor allem auf einen Wan -
del der Verhältnisse in Preußen ankommt . Ihre Zei -
tungen verkünden bereits , daß es die erste Aufgabe einer
Rechtsregierimg in Preußen sein iverde , die Verwaltung
von im Sinne der Deutschnationalen ..ungeeigneten ", d.
h . also republikanischen Beamte,i zu reinigen . Nach al -
lem . was bisher über die Haltung der preußische« Ze « .
trnmssraktion veröffentlicht worden ist , muß man damit
rechnen, daß da ? Zentrum auch hier , genau so wie im
Reiche, den gar zu ausschweifenden Machthoffnungen der
Rechten sehr rasch den Boden entziehen wird .

Die Regierungsbildung
iin TRexcb

Das Zentrum gegen eine Rechtskoalition
Die Fraktionsberatungen in » Reichstage HÄ>en am Mittwoch

auf der einen Seite die parteipolitische Situation insofern
geklärt , als sie eine ' klare Ablehnung des Rechtsttvcks durch
das Zentrum brachten, auf der andern Seite aber infolge der
Haltung der Deutschen Bolkspartei die Ausfichten für eine
rasche Losung der Krisis vermindert . Die Fraktion Ssitzung
des Zentrums , die erst am Nachmittag ihk Ende erreichte ,
endete mit der einstlmmlste « Annahme des folgenden Be -
schlusses :

»Die Zentrumsfraktion des Reichstags hält grundsätzlich
an dem Streben zur Bildung einer Regierung der Volks -
gemeinschast fest . Me lehnt vorwiegend aus außenpoliti -
schen Gründen die Beteiligung an einer Rechtskoalition
av . Sie wird sich an ei»»er Regierung beteiligen , welche
die Gewähr für die ungehinderte Fortführung der bishe¬
rigen Politik der Mitte bietst /
Wie die „ Germania " bemerkt , sehe sich das Zentrum auch

nicht in de» Lage, in ein Kabinett , das aus den Parteien
rechts vom Zentrum gebildet ist, Fachminister zu entsenden .
Die Gründe , die das Zentrum zu dieser Stellungnahme ge-
führt habe , lägen nicht nur in dem Verhalten der Deutich -
nationalen Volkspartei . Die sachlich beste Lösung würde das
Zentrum in der Errichtung -der große » Koalition sehen . Tv
aber dies bei der Haltung der Deutschen Bolkspartei kaum
möglich sei , dürste als einzige Lösung die Rückkehr zur bis -
herigen Regierung der Mitte übrig bleiben .

Die Fraktionssitzung der Deutsche « Bolkspartei hat jedoch
am Mittwoch ?lbenS > folgenden Beschluß in Abwesenheit Stre -
semanns gefaßt :

„ Die heutige Aussprache in der ReichstaGsfraktion der
Deutschen Bolkspartei ergab die eiikstiinmige Auffassung , daß
ldie einzige Lösung der Frage einer Regierungsbildung ent -
sprechend der bisherigen Politik der Reichstagsfraktion nur
in der Bildung einer tragfähigrn bürgerlichen Regierungö -
Mehrheit zu erblicken ist . Diese Stellungnahme der Frak -
tion wurde sofort dem im Reichstage weilenden Parteifüh¬
rer Dr . Stresemann mitgeteilt ."

Ferner b̂eschloß "die 'Frcruicm der Deutschen Volkspartei
am Mittwoch abend auf die Veröffentlichung der Resolution
des Zentrums gegen die Rechtskoalitio « hin , sich an der Re -
gierungsbildung nicht sührend zu beteiligen . Auf Grund
dieses Beschlusses hat Dr . Stresemann , der den Neichsprä -
sidenten gegen L Uhr abends aufsuchte , den Präsidenten ge-
beten , von der Betrauung seiner Person mit der Regierungs¬
bildung abzusehen .

Die Deutsche Volkspartei hat sich somit ohne Rücksicht auf
die Ablehnung des Zentrums weiter für die Bürgerblock -
rogierung mit Einschluß der Deutschnationalen ausgestnxo -
chen. Aber anderseits findet sich in dem Beschluß keine ab »
solute Ablehnung gegeniiber anderen Möglichkeiten , wie » sie
das Zentrum gegenüber dem Rechtsblock ausgesprochen hat ,
also etwa die Mitwirkung an einem Minderheitskabinett
der Mitte .

Berliner Pressestimmen
Berlin , 18. Dez . Die »Germania " unterstreicht , daß der

gestrige Beschlutz der Zentrumsfraktiön , der eine Beteiligung
der Partei an einer rechten Koalition ablehnt , einstimmig
gefaßt ^ vovden ist. Von einem linken und einem rechten
Flügel innerhalb der Zentrmnspartei könne keine Rede sein .
&« s Blatt betont dann weiter , der Beschluß sei so zu ver -
stehen , daß weder eine dirkte , «och indirekte Beteiligung des
Zentrums an einer rechten Koalition in Frage komme . Räch
Darlegung der Gründe , die zu dsu Beschluß geführt haben ,
sagt das Zentrumsblatt , daß der -Beschluß der Zentrums -
fraktion endgültig fei , und daß die nunmehr einzuschlagende
Richtung laute : Zurück zur Mittel

Die „Zeit " Stresemanns nimmt an , daß sich der Reichsprä -
sident nun an das Zentrum mit der Frage der Regierungö -
bildung wenden wevde . Das Malt glaubt im Gsgenscch zur
. Germania " nicht an eine Fortsetzung der Politik der Mitte ,
da eine solche Regierung bei der nunmehrigen Schwäche der
Parteien , die hinter ihr stehen würden , keinen Bestand ha -
ben irürde und hält es für das Gegebene , daß -das Zen -
trum versuche , einen Linksblock zu bilden . Eine besondere
Bedeutung komme in diesem Zusmnmenhange der Entschlie -
ßung der Reichs - und Landtagssraktion der Wirtschaft »part »t
zu , die dahin lautet , daß die Partei eine Regierung , in der
die Sozialdemokratie vertrete « ist, grundsätzlich nicht unter -
stützen werde .

Die „vossische Zeitung " will wissen , daß Dr . Stresemann
gleichzeitig mit feiner Ablehnung der Kabinettsbildung dem
Rei ^ prcifidenten vorgeschlagen habe , den bisherige « Reichs -
langer Dr . Marx mit der Kabinettsbildung zu betrau «« .
Der ReichSpräfidtttt hat fich^ feine weitere Entschließung
vorbehalten , hat aber den Reichskanzler Dr . Marx für heute
^

Die ^ ^ a d̂emokratisch^ Reichstagskraktion , die heute Räch -

mittag zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammentrete ,
dürste sich laut „vorwärts - auch mit der WM des Reichs -
tagspriissdente » beschästigen . Wie daS Blatt bemerkt , wird
sowohl im Zentrum , al » auch in der Demokratischen Partei
die Auffassung vertreten , daß der Reichstagsprälfibent aus der
stärksten Fvaktion . also auS der sozialdemokratischen , gewählt
werden solle.

★
Die Deutschnationale ReichStagsfraktion wählte zu ihrem

Vorfitzenden i« n Abg . Schiele .

Sckeinverluste und Industrie -
bilsnzen

* Von den Wirtschaftspolitikern wird mit einem begreif -
licherweife sehr starken Interesse die Frage erörtert , ob unsere
Wirtschaft mit großen Kapitalverlusten z » rechnen habe »der
nicht . Der Behaupwng der einen Seite , daß diese Verluste
sehr beträchtlich seien , steht die andere gegenüber , daß das
nicht zutreffe , und daß hier mit starken Übertreibungen ge¬
arbeitet werde . Selbstverständlich kann die ganze Erörterung
mit der anderen Frage , nämlich der nach der Prosperität und
Leistungsfähigkeit unserer Wirtschast für die Zukunft , nicht
verkoppelt werden . Sollte sich erweisen , daß d,e Kapitalverluste
faktisch nicht so erheblich \si«d, wie vielfach geglaubt ivird . so
braucht das . solange unsere allgemeine Handelsbilanz derartig
schlecht ist, noch lange nicht eäne absolut günstige Prognose für
die Zukunft zu schaffen . Hoffnungsvoll und erfreulich aber
bliebe ein solcher Beweis natürlich unter allen Umständen ,
denn er wüvde allenthalben das Vertrauen zu unserer Wirt -
schaft stärken .

Neuerdings wird nun die Diskussion über die Frage uuck,
den Kapitalverlusten in dem offiziellen Blatt des Statistischen
Reichsamts „Wirtschaft und Statistik " bis zu einem gewissen
Grade geklärt . De Zeitschrist veröffentlicht nämlich jetzt die
Ergebnisse der Goldmarkbilanze » bis Ende September , und
da stellt sich nun allerdings Aar heraus , daß die Mehrzahl der
alten , schon Mit der Vorkriegszeit bestehenden Aktiengesellschaft
ten ihr Goldkapital nicht verringert haben , sondern daß e»
mindestens . gleich groß geblieben ist. Bei den 38 Gesellschaften
der Schwerindustrie , die bis dahin die Goldumstellung vorge -
nommen hatten , find das Kapital um 28 Prozent und die
offenen Reserven um 45 Prozent größer als vor dem Kriege ,
bei den 62 VerkehrSgeseLschasten beträgt die Zunahnie des
Kapitals 16. der Reserven 6g Hrozent , und bei den 262 Gesell -
schaffen der verarbeitenden Industrie ist >daS Kapital um 36
Prozent größer geworden , während die offenen Reserven um
4« Prozent zurückgegangen sind ; das gesamte Eigenkapital hat
auch hier um 15 Prozent zugenommen . Eine wirkkcke Ab -
nähme haben nur die Handelsgesellschaften , die Banken und
das Versicherungsgewerbe aufzuweisen . Bei den lg Waren -
Handelsgesellschaften hat sich

' das Eigenkapital um knapp
den vierten Teil verringert , bei 35 Versicherungsgesellschaften
um knapp die Hälfte , bei 16 Gesellschaften des Grundstück -
Handels um etwas mehr als die Hälfte und bei 22 Banken
um 60 Prozent . Dazu wird noch eine Sammelrubrik von 24
der ..übrigen " Gesellschaften geführt , deren Eigenkapital um
e,n,ge 20 Prozent niedriger ist als vor dem Kriege . Im
ganzen betrug das Kapital dieser 478 Gesellschaften im Jahre
1913 830 Millionen Mark , wozu noch 248 Millionen offene
Reserven kamen , und jetzt beträgt es 941 Millionen plus 136
Millionen an offenen Reserven . Das gesamte genkapital
, st also von 1078 Millionen auf 1075 Millionen „gesunken ".
Wer niemand wird wohl bestreiten , daß die offenen Reserven

|
eui £ im allgemeinen vorsichtiger „aufgemacht

" werden als

Das Statistische Reichsamt vergleicht dann nidSt nur das alte
und das jetzige Eigenkapital mit einander , sondern es addiert
noch die Obligationen , Hypotheken und andere Schulden und
kommt dann zu einer „ Summe der arbeitenden Mittel "

. Diese
„ Summe " hat gegenüber der Vorkriegszeit um 20 Prozent ab -
genommen . Tatsächlich sind aber , wie Morus in der „ Welk-
bühne " schreibt , die Hypotheken und Obligationen dieser 47«
Gesellschaften um 214 Millionen oder um 70 Prozent ihres
früheren Standes zurückgegangen , und die übrigen

'
Schulde »

um weitere 214 Millionen . Während früher die Gesellschaften
mit 80 Prozent des Eigenkapitals verschuldet waren , sind sie
es jetzt nur noch mit 40 Prozent . Aber es ist selbswerständlich
unrichtig , das Zusammenschrumpfen dieser Schulden , die zu -
meist zur Errichtung neuer Anlagen aufgenommen und wäh -
rend der Inflation init entwertetem Gelde zurückgezahlt wor -
den sind , als Abnahme der „arbeitenden Mittel " zu buchen .
Sie gehören auf die Gewinn -, nicht ans di» « erkustfeite der
Bilanz . 1

Dir Jnflarionsgewinne oder, wie es das Statistisch « Reichs -
amt benamst , die „Verluste der alten Aktiengesellschaften an
arbeitenden Mitteln " kommen auch schon bei der Goldbilan » -
statistik an einer anderen Stelle zum Vorschein . In der Kriegs -
und Nachkriegszeit sind in Deutschland rund 12 000 Aktien -
gesellschaften gegründet worden , zum nicht geringen Teil als
Schachtel - und Zweiggesellschaften der alten , die diese mit
Hilfe ihrer Jnflationsgewinne auS Obligationen und Hypothe -
keu errichten konnten . Wie diese neuen Aktiengesellschaften
sich nach der Goldumstellung ausnehmen werden , läßt sich
noch nicht übersehen , denn von den 12 000 hatten erst 700 bis
Ende September die Goldbilanz veröffentlicht . Wenn auch eine
beträchtliche Zahl der Gesellschaften als A .- G . eingehen werden ,
so bleiben doch auch hier recht respektable Kapitalien übrig , so
daß daS Märchen von den Substanzverlusten ver deutschen In -
dustrie sich in dieser Form nicht mehr aufrechterhakten läßt .

Die deutsch - russischen Wirtschastsoerhandlunge « in M »«kau
werden durch eine Weihnachtspause unterbrochen . Die deut ^
{ che Delegation trifft nach Swöchiger Abwesenheit in Moskau
am 20 . d. M . wieder in Berlin ein , um bis zu der «m Januar
n . I . erfolgenden Wiederaufnahme der Verhandlungen das
bisherige Ergebnis mit den zuständigen Dienststellen zi? erör¬
tern . An welchem Ort die Verhandlungen fortgesetzt werde « ,
ist noch nicht entschieden .



*

1

politische Neuigkeiten
Der Beleivigungsprozeß des Reichspräfidenten

Jui Rothardt -Prozeß zu Magdeburg wurde am Mittwoch
die . Beweisaufnahme geschlossen. Der Zeuge Gobert -Dort -
mm ^> erkläre , er sei der Mann gewesen , der in der Trep¬
tower Versammlung Ebert den Zettel mit der Frage ge-
reicht habe, wie man sich den Gestellungsbefehlen gegenüber
vechaiteil solle . Ebert antwortete hierauf , so erklart ider
Zeuge , man solle jedenfalls <̂n Gestellungsbefehlen nicht
Folge leistet . Wenn der Fall eintrete , solle man sich an die
Partei wenden , di« daim das Nötige veranlassen werde . —
Auf die Frage des Borsitzenden, ick der Abg. Ebert nicht viel -
leicht gesagt habe, wenn solcher Befehl komme, so werde sich
die Partei KU dessen Rückgängigmachung einsetzen, sagte der
Zeuge , dies könne möglich sein , er schliefe es jed«ch aus .
Der Zeuge Mildert die Einzelheiten bei der Zettelnberrei -
chung, bleibt den wiederholten Vorhalten des Vorsitzenden,
tk> nicht ein Mißverständnis vorliegen könne, bei seinen Aus -
sagen . Auf Antrag des Rechtsanwatts Landsberg wurde die
Reichstagsrede des Abg . Ebert vom LS. Oktober 1918 verlesen ,
in der sich der Redner <m Wilson wendet , und darauf hin-
weist , daß die deutsche Widerstandskraft noch nicht gebrochen
sei . Er erwarte , -daß Wilson sich für einen gerechten, domo-
kratischen Frieden einsetzen werde . — Es werden dann noch
verschiedene Reichs tagsreden Eberts und Flugblätter der
BSPD . verlesen , in denen die Partei für die Landesver -
teidigung eintritt . Die Plaidoyers beginnen am Freitag
vormittag .

Das neue deutsche Strafgefetzbuch
Wie die »Neue Tägliche Rundschau " mitzuteilen weih , ist

der Entwurf des neuen Strafgeseybuches , dem das Reichska-
binett vor einiger Zeit zustimmte , dem Reichsrat zugeleitet
worden . Der Entwurf soll vorher noch der öffentlichen Kri-
tik unterstellt werden . Alle beteiligten Berufsorganisationen
sollen zu gutachtlichen Äußerungen aufgefordert werden . Die'es im ReichSrat dürfttung des Entwurfes ichSrat dürfte kaum vor Mitte
des kommenden Jahres beginnen . Eine Novelle zum Mili -
tärstrafgesetzbuch sei dem Entwurf angeschlossen. Der söge-
nannte Abtreibungs - Paragraph sei. in' dem Gesetzentwurf we-

gegen Jugendliche . Der Entwurf sehe weiter vor , daß
rufsverbrecher in Berwahrungshaft genommen werden kon -
nen , deren Fortdauer alle drei Jahre vom Gericht überprüft
werden solle . . Die Todesstrafe werde in dem Entwurf beibe -
halte « .

Der »Erfolg " der Splitterparteien
Bei der Wahl zum Reichstage blieben folgende Parteien

und Gruppen ohne « ertr/tung :
Haeusserbund . 10168 St .
Unabhängige - Sozialdemokratische Partei 98 533 „
Starkbund 198 »
Deutsche Aufwertungs - und Aufbau - Partei > 92 556 „
Freiwirtschaftsbund FFF iFreiland — Freigeld ) 39 162 „
Deutschsoziale Partei u . Reichsb. f . Aufwertung 157 835 »
Christlichsoziale Volksgemeinschaft Deutschlands 41 373 „
Nationale Minderheiten Deutschlands 92 565 .
Deutschvölkifchen Reichöpartri 3 383 „
Aufwertungs - und Wiederausbau - Partei 22 281 „
Mieter -Partei Teutschlands 283 „
Partei für Volkswohlfah -rt ^ 2 286 ,,
Deutschchristliche Volkspartei 4 842 „

594 910 St .

Die deutsch-französischen Wirtichastdoe,Handlungen . Die
deutschen Vertreter der GrotzeisentNdnstri « , die am Dienstag
in Paris angekommen sind , verhandelten am Mittwoch mit
Vertretern der französischen Schwerindustrie . Sie werden
heute wiederum mit ihnen eine Besprechung haben . Wie man
annimmt , werden die Besprechunigen dieser Sachverständigen
am Freitag vorerst zu Ende geführt werden . Da die Sachver -
ständigen mit den führenden deutscheu Delegierten der Hau -
delsvertragsdelegaiion über Weihnachtens sich nach Deutschland
begeben werden , wird die Entscheidung erst nach Wiederauf -
nähme der Verhandlungen nach dem 31 . Dezember getroffen
werden können .

Für eine Änderung des deutsch -amerikanischen Handelsver¬
trags . Wie die »Associated Preß " aus Washington meldet , hqt
der Senatsausschuß für auswärtige Angelegenheiten einen
Unterausschuß ernannt mit ^der Aufforderung , wegen einer
even/tuollen Änderung der Bestimmungen des Handelsvertra¬
ges zwischen Deutschland und Amerika mit dem StaatSsekre -
tär Hughes Rücksprache zu nehmen . Die Einwände des Se -
nates beziehen sich besonders auf Bestimmungen , nach denen
die Bereinigten Staaten keinen Zollunterschied für die Wa -
reu machen dürfen , die auf amerikanischen Schiffe « verfrach -
tet sind.

Riurze « scbricblen
Die Steuereform im Reich. Auf eine Eingabe des Außen -

handelsverbandes , in der ein sofortiger Abbau der die Verbilli -
yunader Produktion Heinmenden Steuern gefordert wird , hatder Reichsfinanzminister Dr . Luther in einem Schreiben aufdie bereits durchgeführte Steuerermäßigung hin versichert,
daß der Abbau weiter fortgesetzt werden solle. Die Gerüchtenber die günstige Finanzlage der öffentlichen Körperschaften
bezeichnet Dr . Luther als stark übertrieben . Im übrigen seienbereits neue Borlagen zur Einschränkung der Zahlungstermine
in Vorbereitung .

Die Auszahlung der Januargrhälter . Die Spitzenverbiindeder Beamtenschaft waren am Mittwoch laut „Bert . Lokalan -
, zeiget " wegen Auszahlung der Januargrhälter noch vor
Weihnachten im Reichsfinanzministerium vorstellig geworden .

. Ministerialdirektor Schlieben hat den Beamtenvertreterin er-
klärt , daß er infolge Abwesenheit des Ministers nicht , in oer
Lage sei . eine so weitgehende Entschließung zu treffen . Seiner
Ansicht nach werde sich eine Auszahlung der Januargehältervor Weihnachten nicht ermöglichen lassen . Die Spitzenver -
bände werden am heutigen Donnerstag Über weitere Schritteberaten .

Die Reparationskommission hat am Mittwoch in Paris eine
offizielle Sitzung abgehalten , in deren Verlauf der General -
agent für die Reparationszahlungen über alle schwebenden
Fragen Bericht erstattete . Nach der Agentur Havas wurde
zwischen dem Agenten und der Kommission ein vollständiges
Einvernehmen ergielt .

Der 80 . Geburtstag Lujo Brentanos . Der Reichspräsidentiandte cm Geheimrat Prof . Lujo Brentano folgendes Glück-
Wunschtelegramm : »Zum 80 . Geburtstag sende ich Ihnen , dem
hervorragenden Vertreter der dentfchen Nationalökonomie ,dem unermüdlichen wirtschaftlichen Forscher und dem mutigen ,charaktervollen Vorkämpfer der Sozialreform aufrichtige und
herzliche Glückivünsche. " .

Heraifsetz « «, der sranzii fischen Bahnfrachten . DA - Oberst«
Ei,enkxchnrat iu Paris hat beschlossen, daß im Jahre 1925
vorerst eine Heraufsetzung der Transporttarife fiir Waren
um T/u Prvz . erfolgt .

In der italienischen Kammer ist ein Konflikt zwischen Fa -
schiften und Giolittanern ausgebrochen . Die Giolittaner
verließen den Sitzungssaal und beschlossen nach einer Bd -
sprechung mit den Anhängern Orlandos und den Kriegsteil -nebmern , heute an den Arbeiten der Kammer nicht teitzu -newnen .

Ksdiscber Landtag
DZ . Karlsruhe , 18. Dez . 1924.

PrHident Dr . Baumgartner eröffnet die Verhandlungenkurz nach 19 Uhr mit der Bekanntgabe einer großen Zahl von
neuen Einlaufen .

Es folgt die Erledigung
kurzer Anfragen .

Eine solche des Abg . D . Mayer -Karlsruhe (Dntl .) betrifftdie Versorgung mit Torfstreu .
Landesforstmeister Philipp erwidert , daß ein Eingreifen der

Regierung nicht zweckmäßig scheine, da die landwirtschaftlichenOrganisationen sehr wohl in der Lage seien , um die Streu -
Versorgung stcher zu stellen . Im übrigen werde die Regierung
weiterhin um Grachtermäßigungen 'bemüht sein und alles tun ,was Gewinnung und Bezug der Torfstreu erleichtern können .

Abg . Schmidt -Wretten (Dntl . ) fragt nach dem öffentlichen
Interesse bei dem kürzlichen Beleidigungsprozetz des Generals
v . Deimling gegen die »Badener Niorgenzeitung " .
^ Generalstaatsanwalt Hafner erklärte , daß ein öffentliches
Interesse an der Strafverfolgung der Beteiligten anzuneh -
men war aus folgenden Gründen : ßn dem Artikel der „Mor¬
genzeitung " vom 15. Aug . d. I . war General v . Deimlingdie vaterländische Empfindung abgesprochen und dem Sinne
nach gesagt worden , daß seine politische Gesinnung und Betä -
tigung derart im Widerspruch mit dem Staatswohl stehe , daßes besser wäre , er würde den deutschen Staub von den Füßen
schütteln und nach Frankreich ziehen , wo er sicher mit offenenArmen aufgenommen würde . ES "kann nun im öffentlichenund staatlichen Interesse nicht geduldet werden, , daß ein Mann ,der sich für die verfassungsmäßige Ttaatsform und die ver -

Nach Eintritt in die Tagesordnung
berichtet Abg . Wittemann (Ztr .) über die Mandatsniederlegun -
gen des deutschnationalen Abg . Hanemann ider bekanntlich in
den Reichstag gewählt wurde -. Sein Nachfolger im Landtag
ist Glasermeistcr Ferdinand Lang -Karlsruhe .

Abg . Rüget ( Ztr . ) erstattet Bericht über eine Borlage ,
welche die Frist zur Ausführung des Reichsjugendwahlfahrts -

es in Baden auf den 1 . Januar 1926 verlängert . Der
esetzentwurf wird in beiden Lesungen angenommen , beg¬

leichen ein Initiativantrag des Abg . Schneider (Ztr .), die
Frist für die Inkraftsetzung der Landesgebührenordnung der
Rechtsanwälte bis zum l . April 1925 hinauszuschieben .

Abg . Wittemann (Ztr . ) berichtet über die
Beschwerde de« Abg. Bock

wegen Rechtsschutz und Ausstellung eines Auslandsreisepasses .
Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung , daß die Vorwürfe
des Abg . Bock gegen die «Behörden unbegründet sind , da das
Verfahren gegen ihn im Rahmen der bestehenden Gesetze er -
folgte und der Haftbefehl bis heute nicht aufgehoben ist. Daß
Bock die Ausreise nach Italien verweigert wurde , beruht
gleichfalls auf den gesetzlichen Bestimmungen . Der Ausschuß
kam aber einstimmig zu dem Antrag , beim Staatsgerichtshof
das Verlange » zu stellen , daß während der gegenwärtigen Ta -
gnng des Landtages das Strafverfahren und die Hast ausge -
Horben wird . — Die Abg . Marnm iSoz . ) , Wittemann ( Ztr . ) und
Dr . Glockner (Dem .) legen den Antrag dahin aus , daß damit
jede Beschränkung der persönlichen Freiheit Bocks in Wegfall
kommt und der ärztlich gebotenen Jtalienreise kein Hindernis
mehr entgegensteht .

Äer Ausschußantrag findet einstimmige Annahme .
Abg . Weber (DVP . ) berichtet über den Gesetzentwurf betr .

Abänderung der Personalabbauverordnung .
Es handelt sich um Heraufsetzung der Altersgrenze für die
Emeritierung von Hochschulprofessoren von 65 auf 68 Jahre .
Daß bereits emeritierte Professoren nicht mehr zurückberufen
werden könuen , es sei denn , daß man Ausnahmen inachte ,
wurde im Ausschuß lebhaft bedauert . Auch andere ^ Fragenkamen in diesem Zusammenhang zur Sprache . Man bedauerte
aufs neue die Aufhebung des Orthopädischen Instituts in Frei -
bürg . Hinsichtlich der unterschiedlichen Behandlung in den Be -
zügen dreier Freiburger Professoren , insonderheit des Herrn ,v . Below , wurde regierungsseitig festgestellt , daß keineswegs
politische Gründe in Frage kamen . Nach einer kurzen Ge -
jchäftsordnnngsdebatte stimmte der Landtag der Vorlage in
erster und zweiter Lesung mit allen gegen 2 kommunistischen
Stimmen zu . ^Um dem Haushaltsausschuß Gelegenheit zu geben , Stellung
zum Dotationsgesetz zu nehmen , wird um 12 Uhr die Sitzung
abgebrochen . Nächste Sitzung nachmittags 4 Uhr .

Die BesolduugSregelung für die unteren Beamten
durch den HauShaltSanSfchuß — wir haben sie in der ge¬
strigen Nummer des Zenttralanzeigers für die badischen
Beamten bereits kurz registriert — löst in den Beaintenkrei -

Besoldungsgruppen 1 -̂ 6 nicht
Reiche, sondern 29 Proz . gegeben werden . Dieser Vorschlag des
Finanzministers Dr . Köhler fand im Ausschuß eine große
Mehrheit . Auch das Sperrgesetz erfuhr eine Kritik, die er-
kennen läßa, daß man ! nicht für die Beibehaltung schwärmt.
Die Beamten der übrigen Gruppen behalten die 19 Proz . ,
welche das Reich am 2l>. November ds . Js . festgesetzt hat . Der
neue Reichstag wird an sich Wohl die Bejoldungsordnung einer
Neuregelung unterziehen . ,

Das Dotationsgesetz
hat den Haushaltsausschuh am Dienstag und auch das Ple -
num heute vormittag beschäftigt. (Wir habe»» den Gesetzen^-— irft.)
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für die altkothÄiicheit Priester
ewährt werden . Heute nachmit -
Schlüsse im Plenum gefaßt wer »

Die Vekömptung des Ikartolkelkrebses
In Baden ist in zwei Fällen der Kartoffelkrebs festge-

stellt worden , der für den Kartoffelbau eine ähnliche
Gefahr wie der Kartoffelkäfer bildet . Der Kartoffel -
krebs wird durchweinen Pilz verursacht, der iy der
Hauptsache die Knollen befällt . An ihnen findet man
Wucherungen von .verschiedener Größe und Form , deren
Oberfläche warzig und später oft zerklüftet ist, so daß
sie oft an manche Sorten von Badeschwämmen erin -
nern . Manchmal erscheinen sie nur wie kleine Warzen ,
oft find es große Auswüchse, nicht selten ist von der
eigentlichen Knolle nichts mehr zu erkennen und an ihrer
Stelle finden sich schwammartige Mißbildungen , die nur
durch den Ort ihres Vorkommens erkennen lassen, daß
sie ursprünglich aus jungen Kartoffeln entstanden sind.
Anfänglich sind alle Mißbildungen hellbraun und fest ,
später werden sie dunkelbraun bis schwarzbraun und zer-
fallen allmählich indem sie bei trockenem Wetter ver-
schrumpfen und zerkrümeln , bei nassem verfaulen .

Da die Krankheit alle jungen Gewebe ergreifen kann,
so findet man Krebswucherungen außer an den Knol -
len auch an anderen Teilen der Pflanze . Meistens wer -
den die Knollen , die Wurzelzweige und die unterirdi -
schen Stengelteile ergriffen . Wenn die jungen Triebe
aber längere Zeit brauchen, um aus dent Boden heraus¬
zukommen , oder wenn längere Zeit feuchtes Wetter
herrscht , bilden sich auch an -den Blattknospen der ober-
irdischen Stengel Geschwülste, an denen man nicht sel¬
ten noch erkennen kann, daß sie aus Blattanlagen her-
vorgegangen sind . Die oberirdischen kranken Teile sind
ebenso wie die, ain Licht liegenden Knollenauswüchse
grün , oft mit einem weißlichen oder rötlichen Ton .

Da zur Zeit der Ernte bereits ein großer Teil der
Wucherungen .zerfallen ist, so bleiben die Anfteckungs-
keime im Boden zurück . Dadurch wird ein Feld , das
krebstranke Kartoffeln trug , auf Jahre hinaus verseucht.
Bei häufiger Wiederholung des Anbaues von Kartoffeln
wird im Verlauf von einigen Jahren der Boden so
sehr mit Pilzkeimen angereichert , daß eine Ernte nicht
mehr erzielt wird . Die ganzen Kartoffelansätze werden
so frühzeitig und stark befallen , daß überhaupt keine
oder doch nur noch einzelne Knollen gebildet werden .
Die Dauerformen des Pilzes halten sich , auch wenn der
Kartoffelbau auf den befallenen Grundstücken ausgesetzt
wird , viele Jahre im Boden lebensfähig !. Erfreu -
licherweise ist es gelungen , Kartoffelsorten zu züchten,die von dem Krebs nicht befallen werden , überall da,wo der Kartoffelkrebs auftritt , müssen daher solche an-
erkannt krcbssesten Kartosselsorten bezogen und zum
Anbau verwendet werden . , '

Zur Bekämpfung des Kartosfelkrebses hat der Mini -
ster des Innern eine besondere Verordnung erlassen.
Die Verordnung schreibt vor , daß jeder, der Kartoffelnbaut oder Kartoffeln in Verwahrung hat. verpflichtet ist,
krebsverdächtigc Erscheinungen binnen 24 Stunden der
Ortspolizeibehörde anzuzeigen . «Nach erfolgter Feststel -
Iuug des Kartöffelkrebses durch die Hauptstelle für
Pflanzenschutz beim badischen Weinbauinftitut in Frei -
bürg , wird die Bekämpfung der Krankheit durch das
Bezirksamt angeordnet . Wegen der dabei in Betracht
kommenden Maßnahmen kann auf den an ' andern !
Stelle des Blattes befindlichen Abdruck der '

Verordnung
verwiesen werden . Eine pünktliche Beachtung der
Vorschriften ist im Interesse des Kartoffelanbaues
dringend geboten.

Südwestoeutscder Ikanalvcrein
Die Landesgruppe Baden de& Sü ^westdeutschen Kanalver -

eins und des badischen Wasser - und Energiewirtschaftsverbasi -
des hielt am Dienstag ihre Mitgliederversammlung uisterdem .Borfitz des HaudelSkaminerprasidenten Richard Lenel ab ,wobei Dr . Schneider , der Geschäftsführer des badischen Ver -
bandes Bericht über die Tätigkeit des Vereins im letzten
Jahre erstattete . Er führte der „N . Bad . Landeszeitung "
zufolge u . a . au « :

Das Arbeitsgebiet des Vereins wird im Norden begrenzt
durch den Main , der für das badische Hinterland von Be -
deutung sei, im übrigen aber mit Ausnahme einer kurzen
Strecke bei Wertheim Baden nicht berrühre . Seine Kanali -
sierung wird durch die Rhein -SRain -Donau AG . betrieben .
Von ungleich größerer Bedeutung für Baden ist die Wasser -
straße drS Neckars, durch dessen Ausbau eine branchbare Ver -
bindung zwischen Rhein und Donau und damit zwischen
Nordsee und Mittelmeer erreicht würde . Die Neckar A . ^G .
hat mit den Arbeiten dazu bor Jahresfrist begonnen . Die
beiden wichtigen Staustufen bei Wieblingen und Neckarsulm
sehen der Vollendung wesentlicher Teile ihrer Anlage in den
nächsten Monaten entgegen . Für die nächste Zeit würden
sie jedoch eher eine Störung , als eine Förderung der Schiss -
fahrt zur Folge haben ; den nur schrittweise wird es gclin -
gen , die Neckarstrecke zwischen Mannheim und Heilbron » für
H>roßschiffahrtsvevkehr . d . h . für 1200 Tonnen -Schiffe , herzu -
richten . In feiner Stuttgarter Sitzung vom 14 . November
hat der Südwestdeutsche Kanalverein ausdrücklich festgestellt ,
daß für den Rohstoffbezug und damit für die Konkurrenz -
fählgkeit Südwestdeutschlands eine TranSportverbilligung un -
umgänglich,rotwendig ist ; solange durch die Entscheidung des
Sachverständigengutachtens eine darauf gerichtete Eisenbahn .
Politik nicht möglich ist, müssen die Wasserstraßen im Vorder¬
grund stehen . In letzter Zeit sei die l ' ii ' .iftii für den Plan
der Kanalisierung stark gehemmt worden durch ein - Protest -
kundgebung in Heidelberg , die durch die Beunruhigung über
eine Entstellung des Landschaftsbildes veranlaßt wurde . Die
für Südbaden außerordentlich wichtige Rheinregelung auf
der Oberrheinstrecke von Basel bis Konstanz wird durch den
Rheinschiffahrtsverein Konstanz eifrig betrieben . Hand in
Kand mit der Wahrung der Schiftahrtsinteressen macht sich
allenthalben das Bestreben geltend , die schwarze Kohle durch
die "weif?« Kohle zu ersetzen ; in Baden habe die Frage der
Zuständigkeit eine erfteuliche Klärung dahin erfahren , daß
der Staat stch die Nutzung der Rheinkraftwerte . somit der -
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jentgen der Murg und des Schlttchsees sichert habe , die Üb¬
rige » durch Gemeinden oder durch die Privatindustrie be-
trieben würden . Alle diese Werte sind Speicherwerke :nit
Staubecken. Die Frage der Schiffahrt ist etwas in den Hin-
lergrund getreten , da der Verein für die nächste Zeit seine
Hauptpropagandatätigkeit der Elektrisierung der badischen
Bahnen widmen will. Diese Umstellung würde dem Lande
große Vorteile bringen , der Industrie durch vermehrte Ar-
beitsmöglichkeit, den Landstädten durch bessere Ausgestaltung
des Fahrplanes , dem Staat durch eine Steigerung seiner Ein -
nahine?i. Beabsichtigt ist, zunächst die elektrische Ausgestal-
tung der Strecke Frankfurt — Basel. Auch vom wasserwirt¬
schaftlichen Standpunkt aus ist diese Forderung zu unter -
stützen , da ihre Erfüllung den Ausbau des Neckars öeschleuni-
gen würde.

-In . der anschließenden Diskussion ergriff der Vorsitzende
des Gesamtvereins . Geheimrat Dr . Peter Bruckmann, Stutt -
gari , das Wort , um auf die Notwendigkeit des innigsten
Zusammenarbeitens von Württemberg , Baden und« Hessen in
wasserwirtschaftlichen Fragen hinzuweisen. Bezüglich des Hei-
delberger Protestes totes er darauf hin , daß von Anfang
sich die Befürworter des KanalqedankenH darüber klar gewe¬
sen seien, daß es ihre Pflicht sei,

'das Heidelberger Stadtbild
zu schonen . Und er selbst, als Vorsitzender des Deutschen
Werkbundes, stehe auf diesem Standpunkt .

Geheimer Baurat Maier von der Reichsbahndirektion Karls -
ruhe hielt darauf einen Bortrag über die Elektrisierung der
badischen Eisenbahnen . Der Badische Landtag habe sich mit
dieser Frage schon zu einem Zeitpunkt beschäftigt, als noch
keine einzige elektrische BoWahn in Betrieb ivar . Um einen
Vergleich mit anderen Ländern zu ermöglichen, führte der
«Redner aus , daß in der Schweiz bereits tausend Kilometer
ausgebaut und ebenso viel projektiert seien ; Schweden ljabe
vierhundertfünfzig Kilonieter elektrische Eisenbahnen in Be-
trieb und eintausendsechshuntzertvierzig Kilometer beschlossen.
In Österreich sind hundertfünfzig Kilometer in Betrieb , drei -
hundert Kilometer im Bau und dreihundert Kilometer pro-
jekti^rt . Deutschland hat bisher insgesamt fünfhundertfünfzig
Kilometer elektrische VoWahnen im Betrieb (davon 50 in
Baden ) , fechshundertfünszig im Bau und i2ßO in Vorbe¬
reitung . Besonders interessant waren die »Ausführungen des
Redners zu der Frage , ob der elektrische Betrieb dem Dampf -
betrieb in Wirtschaftlichkeit gleichkommt. In je größerer
Menge und je gleichmäßiger auf die Tagesstunden verteilt
die Belastung ist. um so günstiger wird das Resultat sein,
Kür Baden ergibt sich hier eine sehr günstige Möglichkeit . Die
Strecken Mannheim - Karlsruhe und Basel - Mannheim gehören

* zu den am stärksten benutzten Strecken Deutschlands . Mich
ist die Belastung so gleichmäßig, daß man mit 28 000 Kilo¬
wattstunden Bedarf für 22 Stunden am Tage rechnen darf .
Diese Menge könnte aus dem oberrheinischen Kraftwerk Nie-
der - Wörstadt zu billigen Preisen bezogen werden.

Die Anregung zum Bau von elektrischen Eisenbahnen geht
von der Schweiz aus , welche die Strecke Chiasso —Basel der
Wer Frankfurt nach Berlin führenden Linie bereits elek¬
trisch betreibt . Die Durchführung »der badischen Pläne würde
lomit die direkte Linienführung Chiasso —Frankfurt ermög¬
lichen. Die finanziellen Anforderungen für die Umstellung
der badischeii Bahnen beziffert der Vortragende auf 45 Mil¬
lionen Mark , wobei allerdings die M!aterialpreise zu Vor-
kriegswerten eingesetzt sind.

Handelskammerpräsident Lenel erklärte , man müsse damit
rechnen, daß der Vorkriegsverkehr nicht nur erreicht, sondern
iibertroffen werde . Mit der Reichsbahndirektion stehe mgn
seit Jahren in hartem Kampfe, weil in den Frachten 6nd
NMfchlagetarifen nicht die der südwestdeutschen Wirtschaft ge-

führende Rücksicht genommen sei . Präsident Lenel machte da-
bei Mitteilung Über die bei einer Besprechung mit dem Fi -
mauz- und Innenminister gefaßte (von uns bereits mitgeteil -

- 4en ) Beschlüsse .
Öberregierungörat Seeger , Karlsruhe , der den Finanzmiui -

ster vertrat , teilte mit , daß das Finanzministerium , grund »
sätzlich diesen Bestrebungen entgegenkomme; die Schwierig¬
keiten liegen nicht in Karlsruhe , sondern in Berlin .

Zahlung der staatliche» Gruuv - und Gewerbe-
stener für das Rechnungsjahr 1924

P .A. An einer im Oktober d . I . in der Presse veröffent -
lichten Notiz wurde auf die vom basischen Finanzminister im
Hinblick auf die gegenwärtige Wirtschaftslage und zur Ver-
meidung einer zu raschen Folge von Zahlungsterminen ge¬
nehmigten Zahlungserleichterungen für die Grund -- und Ge-
Werbesteuer aufmerksam gemacht.

hiernach war , sofern der Steuerbescheid bis 15. Oktober
d. I . noch nicht zugestellt war , auf diesen Tag , «wieder der-

ielbe
Betrag vorauszuzahlen , der aus 30. April und IS . Juli

. I . zu entrichten war . Sosern jedoch der Bescheid am
15. Oktober d. I . bereits zugestellt war , war ein Viertel der
in dem Bescheid genannten Gesamtsteuerschuld für 1024 auf
diesen Tag zu entrichten. Der Unterschied zwischen den Vor-
auszahlungen auf 30 . April , 13. Juli , gegebenenfalls auch auf
15. Ottober d. I . und der Steuer , wie sie sich nach der end-
gültigen Festsetzung für diese Termine ergibt , ist erst auf
15. Dezember d. I . nachzuzahlen. Wird «der Steuerbescheid
erst nach dem 15. November d. I . zugestellt, so ist die Nach -
Zahlung einen Monat nach Zustellung des Bescheids zu leisten.
Der Zahlungstermin für das vierte Viertel 'der Steuer für
daS Rechnungsjahr 1924 ist allgemein vom 15 . Januar 1925
auf 15. Februar 1925 verlegt worden.

Zur besseren Veranschaulichung werden nachstehende Bei-'spiele dienlich sein :
Borauszahlung auf 30 . April 1924 10 RM ,
Vorauszahlung auf 15. Juli 1924 10 „
Gesamtsteuerschuld nach dem Steuerbescheid
für 1924 * 88 „

1 . Zustellung des Steuerbescheids am 5 . Okt. 24.
a ) Zahlung auf 16 . Okt . 24 ( % von 88 RM . ) 22 „
b) Zahlung auf 15. Dezember 1934

(Unterschied zwischen der nach dem Steuer -
befcheid auf die verflossenen Termin « zu zah-
lenveu endgültigen Steuer mit 2 X >22 = " '
44 RM ,
( und der tatsächlich bezahlten Steuer mit
2X10 — 20 RM . ) 24 ,

c ) Zahlung auf 15. Febr . 25 ( % von 88 RM . ) 22 „
2 . Zustellungdes Steuerbescheids am 25 . Okt. 24 .

a ) Zahlung auf 15. Oktober 1924 10 „
(wie auf 30 . April und 15. Juli d . I .)

d) Zahlung aus 15. Dezember 1924 Unter -
schied' zwischen 3 X 22 = 66 RM . und 3 x 10
= 30 RM . ) 36

c ) Zahlung aus 15. Februar 1925 22 ,
8. Zustellung des Steuerbescheids am 22 . R »v. 24.

» ) Zahlung aus 15. Oktober 1924 10 „
b) Zahlung längstens binnen eines Monats

nach Zustellung des Bescheids , also bis mit
Ablauf des 22. Dezember 1&24 (den gleichen
Betrag wie bei 2d oben) 86 „
Zahlung auf 15. Februar - 1925 22 ,

«II

Auswertung der Sparkaffenguthaben
Durch eine Verordnung des Reichspräsidenten vom

4 , Dezember 1924 ist die Anmeldefrist für Sparkassen »
guthaben bis zum 31. März 1925 verlängert worden.

KreiStvahlausschutz Württemberg
In der in Stuttgart stattgefundenen Sitzung des KreiSivahl »

ausschusses Württemberg wurden die gewählten Reichstagsab-
geordneten und ihre Ersatzmännler mit dem bereits bekannten
Ergebnis festgestellt . Weiter wurde festgestellt , daß auf Grund
der Reststimmen im Wahlkreis Württemberg -Baden auf Wärt-
temderg kein weiterer Sitz entfällt und es bei dem in der letz-
ten Sitzung ermittelten Ergebnis verbleibt . Ob Frb. v.
Staufenberg (B .B . ) noch einen Reichstagssitz erhält, nnrd in
Berlin ( Reich) entschieden werden .

Kommunale « undscbau
Ermätziguug des GaSpreises in Ettlingen. Nach einer dem

Bürgerausschutz Halingen zugegangenen Vorlage soll der Gas -
preiS ab 1 . Nov . rückwirkend von 19 auf 18 Pfg . Herabgesekt
werden. Bei Mehrverbrauch (von 500 cbm an ) ermäßigt sich der
Preis aus 17 Pfg . und weiter progressiv bis 13 Pfg . (über
10000 cbm .)

Der Bürgerausschutz Heidelberg genehmigt die sta ^ rälliche
Vorlage auf Erstellung eines Wasserbehälters am Bergabhang
beim Krüppolheim (Kostenaufwand 200 000 M . ) . Diafes Pro¬
jekt bildet den Estein des künftigen Grundwafferwerkes in der
Rhein-ebene .

'
Ferner wurde der Erweiterung des Landfried -

schen Bürgerstists zugestimmt, um alleinstehenden Kleinrent -
nern und alten kinderlosen Ehepaaren dort Obdach zu gebe »!. -
Außerhalb der Tagesordnung kam Oberbürgernieister Dr .
Walz ans die Kanalfrage ini Zusammenhang mit der Erhal-
tung des Heidelberger Landschaftsbildes zu sprechen . Er halte
es für falsch und für vorschnell , wenn jetzt der Berkehrsverein ,
ohne die Pläne zu kenneu, einfach aburteile . Die elte Brücke
sei nickt , gefährdet und es denke auch niemand daran , sie zu
schädigen . — Die Frage der Errichtung eines Mittelstands -
sanötorimn soll in aller Kürze zum Abschlutz -gebracht werden.

Die städtische Sparkasse in Offenburg legt ihren Rechnnngs -
abschlug für 1923 vor . Darnach beträgr das Reinbermögen
rund " l 000 Mk. Bemerkenswert % rm ist, datz das Verwal -
tungsgebände mit 100 Mk . zu Buch steht , und datz die Gutha -
ben der Einleger auf Sparkonto rund 2800 Mk . betragen . —
Der Stadtrat hat die Einrichtung einer Weckerlinie mit einem
Kostenaufwand von 20 000 Mk. genehmigt. Die Anlage besteht
aus Feuermeldern , welche in der ganzen Stadt für die Öf¬
fentlichkeit zugänglich angebracht werden und aus Alarmier -
Weckern , die in den Wohnungen der für die erste Hilfeleistung
vorgesehenen Feuerwehrmannschaften montiert werden , Übri-
gens sind bereits auch vorbereitende Verhandlungen zur An-
schassung einer Motorspritze im Gange, was die Einrichtung
eines besonderen Löschzuges überflüssig machen würde .

Zum Scheiden des Bürgermeisters Dr . Weis in Kehl . Dem
auf 31 . Dezember «ins seinem Amte scheidenden Bürgermeister
Dr. Weis ist vom Minister des Innern . Remmele, ein Schrei-
ben zugegangen , in . dem Dr . Weis der Dank und die Auer -
kennung ' der Staatsverwaltung sür das ausgesprochen wjrd,
was er während seiner Amtszeit für die Stadt Kehl und da-
mit auch für das Land Baden geleistet hat.

Borbeugende Kropsbehandlung der Volksschüler . Der Stadt -
rat Karlsruhe stimmte der alsbaldigen Einführung der vor-
beugenden Kropfbehandlung in der hiesigen Volksschule zu.
Die Behandlung der Kinder erfolgt nach jeweiliger Untersu -
chung durch die Schulärzte mit Einwilligung deo Eltern .

Aus der Landeshauptstadt
Laudschastsbilder in der Eisenbahn . Räch dem Muster

der Schweiz und Österreichs sollen in allernächster Zeit auch
in Deutschland in den durchgehenden D-Zugwagen der 1 . u.
2 . Klassen gerahmte Vhotogravlnen nach 120 deutschen Land¬
schaftsmotiven aufgehängt

"werden. Die Herausgabe dieser
Bilder erfolgt durch die Reichszentrale für Verkehrswerbung
in Berlin .

Weihnachtsfeier der Sozialrentner. Am Sonntag , dem 14.
Dezember, veranstaltete die Ortsgruppe Karlsruhe , des Zentral -
Verbandes der Invaliden , Witwen und Waisen Deutschlands im
Restaurant „Zur Wolfsschlucht " eine schlichte Weihnachtsfeier .
Hierzu hatten sich die Ärmsten der Armen in grotzer Zahl ein-
gefunden, so datz die Lokalitäten bald ÄberfiM waren . Der
Vorsitzende Rümmelspacher richtete an die Schicksalsgenossen
herzliche Begrützungsworte . Ter Wirt hatte in liebenswürdiger
Weise ein Streichorchester bestellt , das sleitzig durch muntere
Weisen erfreute , während Mädchen und Knaben der Freien
Turnerfchaft durch Tanzreigen , Freiübungen und Pyramiden
ihr Bestes zum Gelingen des Festes beitrugen . Durch eine
Sammlung war es möglich geworden, jedem Invaliden eine
kleine Gabe und ein Geldgeschenk zu überreichen. Den edlen
Spendern sei auch an dieser Stelle aufrichtiger Dank gesagt.

Frühzeitig einkaufen ! Es ist eine allbekannte Tatsache ,
datz selbst Leute , die das Geld zu Hause liegen haben , den Ein-
kauf von Waren und Geschenkartikeln bis aujf die letzte
Stunde hinauszögern. Diese Beobachtung lätzt sich insbefon-
dere im Weihnachtsmonat machen, wo sich in den letzten Taz-
gen und Stunden vor dem Feste das kaufende Publikum in
manchen Geschäften beinahe totdrückt , während noch wenige
Tage vorher der normale Verkauf kaum überschritten wurde.
Zunächst schädigt sich — wie uns die Landeszentrale des bad .
Einzelhandels schreibt — . das kaufende Publikum selbst, denn
es ist klar, datz die Auswahl unter den Verkaussgegenständen
und die Bedienung eine »veit bessere sein kann, wenn der
Verkäufer nur eine oder nur einige wenige Personen zu be-
dienen hat, als wenn er seine Aufmerksamkeit nach allen Sei -
ten hin richten soll. Das Publikum braucht in ersterem Falle
auch nicht lange zu warten und es kann bei Sonderwünschen
mit Sicherheit darauff rechnen, sie erfüllt zu bekommen , selbst
wenn es notwendig sein . sollte, das gewünschte Stück erst aus -
wärt» zu beschaffen. Dies alles fällt naturgemätz weg , wenn
der Einkauf erst in den letzten Tagen oder gar erst in den
letzten Stunden vor dem Fest vollzogen werden soll . Dazu
kommt ferner noch , datz durch die Verzögerung der Einkäufe
auf die letzten Tage ufcd Stunden das Personal der Geschäfte
in einer Weife überlastet toi cd , die nach keiner Richtung hin
wünschenswert erscheint. Darum »nöge jeder , der es nur
einigermaßen machen kann, in seinem und in des Personals
Interesse seine Einkäufe möglichst srühzeitig vor dem Feste er-
ledigen und insbesondere die Vormittagsstunden dazu be-
nutzen, da am Nachmittag und gegen Abend der Verkauf öe-
kanntlich auch in normalen Zeiten viel lebhafter ist. Gute
Übersicht, reichhaltige AuSwaP, prompte und aufmerksame
Bedienung und Zufriedenheit auf beiden Seite « werden die
unmittelbare Folge einer derart klugen Zeiteinteilung sein. s

Ibanbel und ÜXHirtscbaft
Berliner Devisennotierungen

. 18 . f*j. 17. ®«| .
Qtä - »rief «kl» «rfcf

Amsterdam 100 G 169 .24 169 .60 ! 169.19 169.61
Kopenhagen 100 Kr. 73,85 73.99 i 73.74 73 .92
Italien . . 100 L . 17.95 17 .99 i 18.07 13 .11
London . . 1 Psd 19,67 19.72 ! 19 .67 19.72
Newyork . 1 D. 4.19 4 .21 | 4.19 4.21
Paris . . 100 Fr
Schweiz . 100 Fr
Wien 100000 Kr .
Prag . . 100 Sta .

22 .41
61 .20

5.90
12 .72

22 .47 1
81 .40 ;

5 .91 !
12 .76 i

22 .47
81 .20

5.90
12 .72

22 .53
81 .40

5.91
12 .76

Zuteilung üt«rall 100 Projint
Karlsruher Börse . ( 17. Dez.) Abteilung Getreide , Mehl und

Futtermittel . Den vom Ausland gemeldeten hohen Kursen
entsprechend ist die Tendenz sehr fest. Abschlüsse erfolgten
aber nur zögernd bei fast gänzlicher Zurückhaltung des Kon»
sums . Weizen neue Ernte handelsüblich W—25,50 , Roggen
neue Ernte gesund handelsüblich 23,25—23,75 , Sommergerste
je nach Qualität 26—29, Hafer neue Eknte 17,75—20 , ausge -
sprochon minderwertige Ware entsprechend billiger. Mais mit
Sack (Plata ) 22,50—23 , Weizenniehl Mühlenforderung 39,75
bis 40,50, RiMenmehl Mühlensorderung 36,50—38,—, zur
Abnahme fähiges Mehl billiger erhältlich. Weizen - und Rog-
genfuttermehl 16,25—17,25, Weizen- und Roggenkleie 13,—
bis 13,50, Spezialfabrikate entsprechend teuerer . Biertvebec
22—23, Malzkeime 17—17,50 , Speisekartoffeln, gelhflei-
fchige 5,50—6 GM . Rauhfuttermittel : Loses Wiesenheu,
gut , gesund, trocken 8,50—9,50 , Luzerne 10,50—11 , Weizen-
Roggenstroh, drahtgepretzt 6—6,25 GM . alseö per 100 Kilo.
Aiuhlenfabrikate , Mais , Biertreber und Mälzkeime mit . Ge»
treide ohne Sack , Frachtparität Karlsruhe . Waggonpreife.

»Kleinere Qualitäten entsprechende Zuschläge . Abteilung Weine
und Spirituosen . Der Besuch der Börse war ziemlich schwach.
Die Stimmung war dementsprechend nicht besonders belebt,und von irgend welchen wesentlichen Veränderungen der
Preise für Weine und Spirituosen wurde nichts bekannt.
Abteilung : Kolonialwaren. Kaffee und Tee im Preise unver-
ändert . Ragoonreis 0,44 , Graupen 0,42, gelbe gespaltene
Erbsen 0,36, lveitze ungar , Perlbohnen 0,48, Linsen mittel

verschiedenes
Im Haarmann - Prozetz/

beantragte , wie aus Hannover gemeldet wird , der Oberstaats -
anwalt unter Freisprechung im Falle Hennjes die Berurtei -
lung Haarmanns zum TodL in 26 Fällen und die dauernd «!
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. -

Postbezieher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat Januar
noch nicht erneuert haben, wollen dies unverzüglich tun , da»
mit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt .

StaatsAnzeiger
Bekanntmachung

Di» zur Bekämpfung des Karwffelkrebfes erlassene Ver»
ordi^uiig wird nachstehend zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

Karlsruhe, den 10. Dezember 1924.
Der Minister des Innern

Remmele .
Verordnung

voin 10. Dezember 1924.
Die Bekämpfung des Kar!toffelkrebses

'Auf Grund der Bekanntmachung über die Bekämpfung
von Pflanzenkrankheit vom 30. August . Kl 7 (R . G.Bl . A
745 ) wird verordnet was folgt :

§ 1. iibcttvachung
1 . Die mit Kartoffeln bepflanzten Grundstücke sotvie di«

Vorräte an Kartoffeln unterliegen der amtlichen Überwachung
zum Zwecke der Bekämpfung des Kartoffelkrebses. Die Über-
wachnng erstreckt sich auch auf Grundstücke , von denen) die Kar¬
toffeln bereits abgeerntet sind.

2 . Die Überwachung wird von den Bezirksämtern , den OrtS-
Polizeibehörde» , der Hausstette für Pflanzenschutz beim badi»
scheii Weinbauinstltut in Freiburg und von den LandeSökono-
mieräten aalsgeübt.

3. Die mit der Überwachung betreuten Beamten sinsd bH»
fugt , Grundstücke, die mit Kartoffeln bepflanzt sind oder Kar »
toffeln getragen haben, sowie Räume und Fahrzeuge jede«
Art , in denen KKrtoffeln aufbewahrt oder befördert werden»
zu betreten und zu durchsuchen . Den Beamten ist auf Ber «
langen Auskunft zu erteilen , auch dürfen sie Kartoffelpflan »
zen und Kartoffeln zum Zweck der Untersuchung in angemes-,
fene.pt Umfang unentgeltlich entnehmen .

§ 2: Anzeigepflicht
Krebsverdächtige Erscheinungen an Kartoffeln sind binneq

24 Stunden den Ortspolizeibehörden anzuzeigen . Di>e An»
zeigepflicht liegt bei Kartoffelpflanzern dem Nutzungsberech-
tigten des Grundstücks und bei dessen Verhinderung dem Ver¬
treter ob , bei Kartoffeln , die aufbewahrt oder befordert wer-
den , de»» , der sie in Verwahrunjg hat . Die Ortspolizeibe-
Hürden haben di ^ Anzeigen umgehend dem Bezirksamt mitzu ,
teilen , welches dieselben an die Hauptstelle sür PflanszenfchuH
lveiterleitet .

8 3 . Feststellung des Kartoffelkrebfes
Haben die Hauptstelle für Pflanzenschutz oder ihre Beauf»

tragten das Vorhandensein des Kartoffelkrebfes festgestellt
oder den Verdacht der Ansteckung von Grundstücken ausge¬
sprochen, so ha^ das Bezirksamt oder in seinem Auftrag di<
Ortspolizeibehörde die tu dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen durchzuführen . Der Befall mit KartoffelkredS
oder der Ansteckniigsverdacht und die zur Bekämpfung durch-
zuführenden Matznahmen sind dem Nntzun^sberrchtigten und
bei dessen Verhinderung dem Vertreter bekannt zu Heben.
Das gleiche gilt bei Feststellung des Kartoffelkrebfes an Kar -
toffeln , die aufbeloahvt oder befördert werden , gegenüber dem,
der sie in Verwahrung hat. Die erste Feststellung des Kar¬
toffelkrebfes in einer Gemeinde ist ortsüblich bekannt zu ge»
ben .

§ 4. Bekämpfungsmaßnahmen
1 . Auf Grundstücken, auf denen krebskranke Kartoffeln fest-

gestellt worden sind (verseuchte Grundstückes find alle Rück-
stände der Kartoffelpflanzen sorgfältig zu sammeln und zi»
verbrennen.

2 . Die auf verseuchten̂ oder ansteckungwerdächtigen Grund-
stücken geernteten Kartoffeln dürfen

a) als Pflanzkartoffeln nur im eigekwn Betrieb verwen»
det werden und auch dann nur , wenn sie von anerkann¬
tem krebssestein Saatgut stammen,

b) nicht ohne Erlaubnis des Bezirksamts aus dem Betrieb
entfernt werden , i» dein sie gebaut worden sind»

6) nur verfüttert werde », wenn sie vorher gekocht oder ge-
dämpft werden . -

3 . Abfälle von Kartoffeln , die auf verseuchten oder a-nstek-
kungsverdächtigen Grundstücken geengt wurden , müssen



sorgfältig gesammelt und verbrannt oder vor der Verwertunggekocht werde».
4 . Die Abgabe von Stallmist , Rauche oder Kompost ausBetrieben, in denen der Kartoffettrebs festgestellt wurde , istverboten.
5. Auf verseuchten oder ansteckungsverdächtigen Grundstük-n dürfen nur die als krebssest anerkannten Kartoffelsorten»gebaut werden, soweit nicht ausnahmsweise das VeziNsamtnach Anhörung der Hauptstell« für Pflanzenschutz eine Frist -vermnigerung für die Umstellung auf krebsfestes Saatgut zu-läßt . Die als krebsfest anerkannten Kartoffelsorten werbenvom Bezirksamt nach Anhörung der Hmtptstelle für Pflan -

zenschutz bekannt gegeben.
6 . Aus verseuchten Kartoffelvorräten dürfen keine Kartof¬feln an landwirtschaftliche oder Gartonbaubetriebe abgegebenwerden.
7 . Verseuchte Kartoffeln dürfen nur in dicht geschlossenenBehältern , aus denen ein Durchfallen von Kartoffeln oderErde ausgeschlossen ist, befördert werden.8. In alle»! Fällen sind Räume , Fahrzeuge , Behälter oderGeräte , die mit krebskranken Kartoffeln in Berührung gekom -men sind, nach Gebrauch mit Kalkmilch oder einem anderengeeigneten Mittel zu entseuchen .

§ 5. Busnahmen
Vorstehende Bestimmungen finden auf die Tätigkeit fwatli -cher Behörden und wissenschaftlicher Anstalten keine Anwen¬dung.

§ 6. Weitergehende Anordnungen . »
Weitergehende Anordnungen zur Bekämpfung des Kartof -felkrebses im einzelnen Fall bleiben ausdrücklich vorbehal-ten .

g 7. Strafbestimmungen
Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung oder gegenauf Grund dieser Verordnung getroffene Anordnungen wer-den mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafebis zu 10 000 Mk . oder mit einer dieser Strafen bestraft .

tz 8 . Inkrafttreten '
Diete Verordnung tritt mit ifir« Verkündigung in Kraft .Karlsruhe » den 10. Dezember 1924 .

Der Minister des Inner »
Semmeie .

Bekanntmachung .
Di « zweite juristische Prüfung im Spiitjähr 1924

Auf Grund der im «Ipätjahr 1924 bestandenen zweitenjuristischen Prüfung sind folgende Referendare zu Gerichts-
assessoren ernannt worden :

Backfisch Erwin aus Karlsruhe . Dr . Bamberger Siegfriedaus Reustadt a . Dr . Becherer Guido aus Schonach, Eon-r»th Heinrich aus Gberbach , Dreßler Wolsganq aus Karls -ruh«. Edinger Hans aus Freiburg , Dr . Eiset« Emil auS
Offenburg . Dr . F«tsch Josef aus Heppenheim, Göll HanSau » Mannheim . Haas Wilhelm aus Karlsruhe . Dr . Hosert
Richard aus Neckarbischofsheim , Dr . Janz Friedrich aus Mull -

Druck G . Braun . Karlsruh ».

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zuruhesetzungen usw.

tar planmäßig «« Beamten
Aus dem Bereich deS Ministeriums des Kultus

uud Unterrichts .
Katholischer Kultus

Kirchlich eingesetzt wurde« :Anton Wunderle , bisher Pfarrverweser in Hausen a . d.Aach als Pfarrer daselbst . Karl Spitzmüller , bisher Pfarrver -

heim, Dr . Züdel Paul aus Manicheinr, Kunzmann Alfredaus Frei bürg. Maier fäieofriefc aus Bruchsal, MainhardFriedrich aus Wiesloch. Dr . Mayer Heinrich aus Mannheim -Neckarau. Müller Ludwig aus Müllheim , Dr . Prie -be Wilhelmauö Mainz , Sckandelmaler Paul aus Schönwald. Dr . Schieß
telmuth aus Hannover . Dr . Schott Emil aus Östringen ,runk Herwann auS Plankstadt . Bortisch Friedrich ausLör -räch. Dr . Wellbrock Elimar aus Heidelberg.Karlsruhe , den IS. Dezember 1924.

Der Juftizminister : v
Tru « f.

DaS allgemeine Dienstalter itf Gerichtsassessor««»
Auf Grund deS § 6 der Gerordnung vom 17. November 1917 ,die Einwirkung des Krieges auf die Anstellung im öffentlichenDienst betr ., (GVBi . 391 ) streb /folgende aus Her zweitenjuristischen Prüfung im Späljahr 19ß4 hervorgegangenen Ge-richtsassessoren , die infolge Einberufung zum Kriegsdienst diezweite juristische Prüfung verspätet abgelegt haben , nach' Matz-gäbe ihrer PrüsuiWsergebnifse in einen früheren Prüfungs -jahrgang eingestellt worden und zwar :

^ Jn de« Priifungsjahrgaag Frühjahr 1V20 :Mainyard Friedrich.
In den PrüfnngHahrgang Spätjahr 1920 :Mat «r Siegfried .
I « de« Prüfungsjahrgang Frü ^ ahr 1922 :Eonrath Heinrich, Dr . Eisel« Emil , Trunk Hermann .
I « den PrüsungSjahrgaug Frühjahr 192Z :Backfisch Erwin , Dreßler Wolsgang. K»nzma,u» AlfredDr . Mayer Heinrich. Dr . Priebe Wilhelm . Dr . Schott Emil .In de» Prüfungsjahrgang Spätyahr 1923 :Dr . Becherer Guido .
In d«« Prüfungsjahrgang Frühjahr 1924 :Göll Hans , Haas Wilhelm , Schandelmaier Paul .Karlsruhe , den 15. Dezember 1924.

Der Justizminifter :
Trunk .

HALLE* .*. &

9 -585 . Karlsruh« über
das Vermögen des Kauf -
manns RudolfKrieg , Allein-
inhaber der Firma Rudolf
Krieg, Putz en 'gros , in
K ' rlsruhe , Schützenstr. 2
wird zur Abwendung des
Konkurses, nachmittags
H Uhr , die Geschäftsaufsicht
eröffnet. Zur Aussichts
Person wird Bücherrevisorund kaufm - "Sachverstän -
diger Paul Mäßer in
Karlsruhe , Karlstratze 1 ?
bestellt- Ferner wird ein
Gläubigerausschuß , beste-
hend wie folgt, gebildet:
1 . Herr Eschwcge, Vertreter
der Firma S . Block in
Berlin , wohnhaft in Frank¬
furt a . M -, Kornbergerstr. 7,2. Herr Rehmer, Mit¬
inhaber der Firma Rehmer
& Loebinger in Frankfurta . M . Kaiserstr- 3S. 3 . Herr
Eberspätcher, Inhaber der
Firma T. Eberspätcher in
Stuttgart , Rote Bühlstr ,4 . Ein Vertreter der Rhei-
nischen Kreditbank, Filiale
Offenbura , der noch zu be-
nennen ist .

Karlsruhe , 15 . Dez . 1924 .Der GrnchtS'chrcivrr
Bad - Amtsgerichts Am .
0 .594 . Philippsburg Die

Geschäftsaufsicht über die
Firma E . Rothenberger ,
Dampfziegelei in Rheins ,
heim. Inhaber Paul Eis.
ler, Ziegeleibesttzer in
Rheinsheim , wird wegen
Ablaufs der 3 Monats -
trist aufgehoben. Uber
das Vermögen der ge-
nannten Firma ist heute
vormittag 8 Uhr im An»
schlug , an die Geschäft»,
aufsicht da» Konkursverfah»
ren eröffnet worden, da der

Gesamtschuldner zahlungs -
unfähig ist . Der Direktor
Julius Heim in Karls -
ruhe, Kriegsstraße 174.wird zum Konkursverwal .
ter ernannt .

Konkursforderungen sindbis zum 7. Januar 1v-i5
bei dem Gerichte anzu -
melden

Es wjrd Termin anbe»
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschluß -
fassunA über die Beide-
Haltung des ernannten
oder die Wahl eines an-
dern Verwalters , sowieüber die Bestellung eines
Gläubigerausschusses unv
eintretendenfalls über dre
in § 132 der Konkurs»rd»
nung bezeichneten Gegen-
stände auf
Dienstag. 13. Ja ,mar 1925,

nachmittags 2 Uhr,und zur Prüfung der an -
gemeldetenForderungenauf
DienStag, IS . Januar 192»,

uachmittags 2 Uhr.
Allen Personen , welcheeine zur Konkursmasse ge»

hörige Sache in Besitz ha-
ben oder zur Konkurs-
masse etwas schuldig sind,wird aufgegeben, nicht» an
den Gemeinschuldncr zu
verabfolgen oder zu I« »
sten, auch die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wet-
che sie au » der Sache ab-
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter biS zuai7 . Januar 1925 Anzeige
zu machen
Philippsbura . 17. Dez . 192«.

GerichtSschreiterei de»
Amtsgerichts.

« •
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• •
• •
• •
• •
• •
• •
• •
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• •
• •
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• •
• •
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• •

Gutes Wiesenheu
(la . Gebirgsfutter )

Preßstroh
sowie sämtliche

Futtermittel u . Mehle jeder Art
zu günstigsten Bedingungen und reellster Bedienunglaufend in Waggonladungen u. Detail offeriert billigst
W. F. Pfeiffer ss Karlsruhe
gegründet1879 Hugaptensti *. 75 Telefon 5544/5545

2). 838

Nekanntmachnug .
In der außerordentlichen Generalversammlung vom I ». Dezember 1924 istdie Goldmarkeröffnungsbilanz per 1 . Januar 1924 genehmigt worden. Die Ver»öffentlichung folgt weiter unten .
Demnach erfolgt die Umstellung dadurch, daß 5 alte Stammaktien von nomi-nal zusammen P .-M 5000.— gegen 4 neue zu je G .-M . 20.— umgetauscht werden-Die Vorzugsaktien von je nominal P .-M . 1001).— werden auf G -M . !<>.— um-gestellt- Das Stimmrecht der Vorzugsaktien von bisher je 36 Stimmen wird aufje 28 Stimmen herabgesetzt.
Auf Vorschlag der Verwaltung wurde Herr Max Heinrich von Seubert , Mann -heim, dem Aufsichtsrat zugewählt -
Zwecks Durchführung der Umstellung fordern wir die Aktionäre unserer Ge-sellschaft auf , ihre Aktien bis zum 31'. Januar 1925 bei der Rheinischen Creditdank, Mannheim und deren Niederlassungen, bei der Deutschen Bank, Frank -furt a . M , oder bei der Gesellschaftskasse in Weinheim zwecks Umtausch für dieneuen Aktien einzuliefern . Soweit Aktien , Ivelche die zum Ersatz durch neueAktien erforderliche Zahl nicht erreichen, innerhalb dieser Frist nicht zur Entgegen -nähme von Anteilscheinen eingereicht werden, wird mit diesen Aktien nach dengesetzlichen Vorschriften versahreii-
Wein he im , den 12 . Dezember 1924 .

Nadeuia vorm ^ Vm . Dtofe SSHne A . G .
W . Platz .

Der Vorstand :
A. von Arndt . E . Jacobfen . D .884

«SoldmarKeröMmngs -Nilauz
per 1 * Lanuav 1024 .

« tttva .
Grundstücke
Gebäude

abrikeinrichtungen . . .
assenbestand

Guthaben bei der Reichsbank
Guthaben beim Scheckamt .
Schuldner
Vorschüsse an Montierer .Vorräte an Rohstoffen, ser-

tigen und halbfertigen
Fabrikaten und
mittel . . . .

Futter -

G - M.
400000.—
850000.—
700000.—

1870 .44
500.50

1007 .98
438018.43

2217.30

922186.96

3315801 .61

Passiva . » - M.
Aktienkapital:

a . Stammaktien . . . . 2400000.—
I) . Vorzugsaktien . . . 20000.—

Reservefonds 245000.—Beamten - und Arbeiter-Un-
terstützungs-Fonds . . . 55000.—

Dispositions -Fonds . . . 50000.—
Noch nicht eingelöste Teil -ß

schtildvcrschreibung 15 ' /«
Aufwartung 87142.50

Gläubiger einschl. laufende
Akzepte 446986.11

Gutbaden unserer Angestell¬
te n und Arbeiter auS
Spareinlagen , 15 */0 Auf¬
wertung 116^3 .—

3315801.61

Mafibinenfobvtt Badeuka vov »n . Wim . platz <Sdb « < A . O .
S. Platz .

Der Vorstand :
A. von Arndt . E . Jacobsen .

weser in Leibertj^gen, als Pfarrer daselbst . Robert Merkte,bisher -Psarrverweser in Kürzell als Pfarrer daselbst. LorenzFromhold, bisher Psarrverweser in Leimen als Pfarrer da-selbst. Josef Hurst , bisher Pfarrverweser in Häg als Psar -rer daselbst . Adolf Liffler , bisher Pfarroerweser in Hochem¬mingen als Pfarrer daselbst . Aisred Steidle , bisher Psarrver¬weser in Bleichheim als Pfarrer daselbst. Gusta » Os-wald,bisher Pfarrverweser in '
Jmmendingen als Pfarrer daselbst.Otto Wehinger , bisher Kaplanewerweser in Billafingen alsPfarrer in Binningen . Josef Honikel , bisher Pfarroerweserin Sinsheim als PsarrTr daselbst. Valentin Bichler, bisherPfarrverweser in Kirrlach als Pfarrer daselbst . Ernst Fritz,bisher Pfarrverweser in Oberöwisheim als Pfarrer daselbst.Franz Xaver Leb«r, bisher Dfarrverweser in Rickenbach, alsPfarrei daselbst . Alfons Walz , bisher Vikar in Hardheim alsPfarrer in Hüngheim . WiHelui Grein , bischer Psarrverweserin Riederefchach als Pfarrer daselbst . Alfons Rörber , bisherPfarrverweser in Eppingen als Pfarrer in Mudau . JohannLeiprrt , bisher Pfarrverweser in Schluchtern als Pfarrer da-selbst . Friedrich Bausch , bisher Vikar in Oberried , als Psar -ver in Waldau . Alois Brugger » bisher Psarrkurant in Schollachals Pfarrer in (ÄöschweUer. Georg Elzer , bisher Psarrverwe -ser in Obergimpern als Pfarrer daselbst . Dr . Albert Rüde,bisher Dompräbendar am der Dom - v . Metropolitankirche inFreiburg , als Pfarrer in Freiburg -Herdern . Karl FranzKistner, bisher Pfarrer in Tennenbronn , als solcher in Stein -»lauern . Georg Ziegler , bisher Pfarrer in Krnmbach als sol-cher in Rettigheim . Dr . Karl Josef Rieder, bisher Stadtpfar -rer in Boiiiidorf i. Schw. als Pfarrer in Reichenau-Nieder-zell. Ludwig Müller , bisher Pfarrer in Rot , als solcher in

NuMach. Leopold Huber, bisher Pfarrer in Moosbronn al»solcher in Tennenbronn . Vitus Münch, bisher Pfarrer in Rix-senberg , als solcher in Gerichtstetten. Alois Geiger , bisherPfarrer in Hambrücken als solcher in Weiterdingen . FriedrichHöfler , bisher Pfarrer in Eichsel als solcher in OoS .
Evang. Kultus

Ernannt wurde» :Pfarrer Dietrich Duhm in Wieslet als Pfarrer in Eimel -dingen. Vikar Pfarrer Fritz Ribstei» in Baden - Oos al ^ Pfar -rer in Mosbach. Pfarrer Otto Rahm in Tegernau als Pfar -rer in Altenheim. Diasporapfarrer Abbrecht W»lst»g«r iuPhilippsburg als Pfarrer in Teutschneureut . Pfarrer OtfriedFehrl « in Bodersweier als Pfarrer in Haltingen . .Gewählt wurde» : \Pfarrer Karl Becker in Pforzheim zum Dekan des Kirchen-bezirks Pforzheim -Stadt . Pfarrer Georg Läppert in Wenn -heim zum Dekan des Kirchenbezirks Ladenburg-Wcinheim . »Pfarrer Otto Werner in Bruchsal zuin Dekan deS Kirchenbe-zirks KarlSruhe -Stadt . Pfarrer Karl Maurer in Allmann ^Weier zum Dekan des Kirchenbezirks Lahr .
Znruhegesedt auf Ansuchen :

Pfarrer Otto Zandt in Konstanz.
Gestarben :

Obergeometer Otto Krauth in Mannheim .

Badisches Landestheafer .Frrifci«', 19. Dez . 7Jb . n . ' . IS Uhr . M . 6.—Th .-G . 7101 — 7200. Volksbühne l . ^
Oer fliegende Holländer .

üusgewäblte Lesestöcke » m
Studium der polit Ökonomie
Herausgeg . und eingeleitet von
Professor Karl Diehl und
Professor Paul Mombert

Bd. I : L«hre vom Geld, l .
Bd. II : Der Arbeitslohn
Bd . III : Bo» der Grundrente
Bd IV : Wert « . Preis , l .
Bd. V : Wert u. Preis , EL
Bd . VI : Bev « lk«r»ngslehre
Bd. VII ; Wirtschaftskrise»
Bd. VUI : Kapitalzins und
" Unteruehmergewia »
Bd. I^C: Freihandel und

Schuh»«»
Bd . X : Lehre vom Geld , II .
Bd. XI/XII : Sozialis -

m»<, Kommunismus .
Anarchismus .

Bd. XIII : Grundsätze der
Besteuerung

Bd. XIV : Sozialpolitik
Bd . XV : Kapital u . Kapi¬

talismus
Bd. XVI : Staatsschuld «».

Problem
Verlag G. Brau », Kurl»«
ruhe Karlkriedrichstr. 14.
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« -U. 1950.- Iis 3450 .
Alleinige Vertretung

Ludwig
Schweisgut

Erfeptiazcnslralie 4

Vneinsregister .
Off«ch«rg $ .611

BereinSregister Band IO -Z. 63 : Berkehrsverei»
Offe»d»rg mit dem Sitz in
Offenburg -

Offenburg , 13. Dez. 1924.
Badisches Amtsgrricht.
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